
Hofer Zeitung
sozial demokratisch  informativ

besser miteinander.  
Warum wir eine 
sozialdemokratische 
K o m m u n a l p o l i t i k 
brauchen 
Seite 2

Finanzen 
Ein genehmungsfä-
higer Haushalt als 
Ziel für die nächsten 
sechs Jahre
Seite 3

Steckbrief
Die SPD 
N e u h o f- U n t e r ko t-
zau-Wölbattendorf 
stellt sich vor
Seite 4

Zukunft
Energiewende
regional
denken 

Seite 5

Juni 2013 | 1. Ausgabe

Es war ein „Zugereister“, 
der die sonst so beschau-
liche oberfränkische 

Kleinstadt aufmischte, indem 
er die Hofer Sozialdemokra-
tie beinahe im Alleingang aus 
der Taufe hob. Sein Name war 
Carl Lienig. Der aus Breslau 
stammende Schriftsetzer ini-
tiierte bereits im Februar 1872 
die Gründung eines „Volks-
vereins“, aus dem ein gutes 
Jahr später ein Ortsverein der 
Sozialdemokratischen Arbei-
terpartei hervorging und als 
dessen Vorsitzender er selbst 
gewählt wurde. Damit nicht 
genug, brachte Lienig, um 
sich mehr Gehör zu verschaf-
fen, zum gleichen Zeitpunkt 
mit der ‚Hofer Zeitung – Org-
an für Volksinteressen‘ auch 
ein erstes unabhängiges sozi-
aldemokratisches Presseorg-
an auf den Weg und damit 
eine der ersten sozialdemo-
kratischen Lokalzeitungen 
überhaupt! 

Vor allem in der Hofer Arbei-
terschaft stießen Partei und 
Zeitung auf ein reges Interes-
se, fühlten sie sich doch bis 

dato weder vom Magistrat, 
noch vom Hofer Anzeiger als 
dem größten Blatt der Stadt, 
ausreichend vertreten. Das 
von Lienig herausgegebene 
Presseorgan brachte es bald 
auf bis zu 600 Leser bei ca. 
15.000 Einwohner. Bedenkt 
man, dass für einen ein-
fachen Arbeiter in der Texti-
lindustrie die Anschaffung 
einer Zeitung einem Luxusar-
tikel gleichkam, ist diese Zahl 
mehr als beachtlich. 

„Die ersten Erfolge 
der Sozialdemokratie 
schreckten das Bür-
gertum auf.“

Bei der Reichstagswahl von 
1874 fuhr die Sozialdemokra-
tie einen Achtungserfolg ein, 
bei der sie allein in Hof über 
600 Stimmen auf ihren Kan-
didaten vereinigen konnte. 
Bei der Wahl zuvor waren es 
noch keine zweihundert ge-
wesen. Von diesen Erfolgen 
der Hofer Sozialdemokratie 
aufgeschreckt, begann nun 
seitens Magistrat, Hofer An-
zeiger und Justiz eine regel-
rechte Hetzkampagne gegen 
die Sozialdemokratie, die 
ihresgleichen suchte. Schlag 
auf Schlag wurde zunächst 
die der Sozialdemokratie 

nahe stehende Gewerkge-
nossenschaft aufgelöst, kurz 
darauf die Hofer Sektion der 
SDAP verboten, sowie Lie-
nig wegen „schwerer Belei-
digung“ zu einer längeren 
Haftstrafe verurteilt. Daher 
erschien im Herbst schließ-
lich die letzte Ausgabe der 
Hofer Zeitung. Für mehr als 
zehn Jahre sollte es von da an 
keine aktive sozialdemokra-
tische Tätigkeit mehr in Hof 
geben, Lienig selbst, verließ 
Hof nach Verbüßung seiner 
Haftstrafte umgehend. 
 
Den Stadtoberen war es da-
mit zwar dank einer bayern-
weit einzigartigen Härte 
gelungen, die ersten sozial-
demokratischen Organisati-
onen in Hof zu zerschlagen, 
die von Lienig gesäte Idee 
von Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität hatte da aber 
schon längst ihre Wurzeln ge-
schlagen…

Die SPD wurde 1863 in Leipzig 
gegründet. 
Bereits 10 Jahre später folgte 
eine sozialdemokratische 
Sektion in Hof. Beide Termine 
wollen wir in Hof in diesem 
Jahr feiern: 150 Jahre Sozial-
demokratie in Deutschland! 
140 Jahre Sozialdemokratie 
in Hof!

Es gibt eine lange sozialde-
mokratische Tradition im pu-
blizistischen Bereich. Vielen 
ist die „Oberfränkische Volks-
zeitung“ noch ein Begriff. 

Diese erschien erstmals im 
Jahr 1893. Weniger bekannt 
ist, dass bereits zwanzig 
Jahre vorher eine sozialde-
mokratische Zeitung in Hof 
existierte. Die „Hofer Zei-
tung“. Sie erschien erstmals 
im Jahr 1873. 
Sie war zu diesem Zeitpunkt 
eine von nur elf sozialdemo-
kratischen Lokalzeitungen in 
ganz Deutschland. 
Es war der Beginn einer lan-
gen journalistischen Traditi-
on der SPD in unserer Region. 

Um daran zu erinnern haben 
wir unserer Zeitung diesen 
Namen geben.

Wir wollen mit ihr zukünf-

tig zweimal im Jahr die Bür-
gerinnen und Bürger in Hof 
über die Arbeit der SPD infor-
mieren. 

„150 Jahre Sozialdemo-
kratie in Deutschland! 
140 Jahre Sozialdemo-
kratie in Hof!“

Wir sind auf Ihre Reaktionen 
gespannt und würden uns 
über Rückmeldungen sehr 
freuen. 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß 
bei der Lektüre dieser Zei-
tung.

Jörg Mielentz
SPD-Kreisvorsitzender 
Hof-Stadt

Aller Anfang ist schwer...
Carl Lienig und die 
Konstituierung der 
Hofer Sozialdemokra-
von Patrick Leitl

Patrick Leitl 
Historiker

Mitglied im 
SPD-Kreisvor-
stand

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger,
liebe Freunde der Sozialdemokratie

Jörg Mielentz
Wissenschaft-
licher Mitarbeiter

SPD-Kreisvorsit-
zender Hof-Stadt, 
stv. Unterbe-
zirksvorsitzender 

der SPD Hochfranken, Mitglied im 
Parteikonvent

„Adeltverpflichtet?“Interview mit Klaus AdeltSeite 7

Wie hier am 1. Mai 1890 in Dresden legten Arbeiter und Arbeiterinnen europaweit ihre Arbeit nieder, um für „Freiheit, Recht und Brot“ zu streiten. In Hof kämpften bereits 1873 die Textilar-
beiter unter maßgeblicher Beteiligung der lokalen Sozialdemokratie für bessere Arbeitsbedingungen
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Nirgends sind politische 
Entscheidungen so 
unmittelbar spürbar 

wie in der Stadt selbst, in der 
man wohnt. Im direkten Le-
bens-umfeld.

Wie komme ich mit dem Bus 
zur Schule, zur Arbeit, in die 
Stadt? Was wird Kindern und 
Ju gendlichen angeboten? 
Wie sehen Vereinsleben und 
Sportstätten aus? Was ist mit 
Wohnraum? Und wie werden 
die Menschen an Entschei-
dungen über ihre Stadt betei-
ligt?  Ist ihre Meinung nach 
Wahlen noch gefragt? 
All das und vieles mehr be-
trifft unser Leben ganz direkt. 
Dass trotzdem immer wieder 
behauptet wird, in der Kom-
munalpolitik „geht es doch 
vor allem um die Sache, und 
weniger um politische Fragen 
an sich“, verwundert mich. 
Um welche Sache? Und wer 
bestimmt, was sachlich rich-
tig ist? Engagierte und er-
folgreiche politische Arbeit, 
auch in der Kommune, liegt 
eine Haltung zugrunde; eine 
Einstellung gegenüber Men-
schen, ihrem Miteinander und 
gegenüber allen dazugehö-
rigen Abläufen. Und  hier muss 
sich der Unterschied zwischen 
politischen Ansichten zeigen. 
Was berücksichtige ich beson-
ders? Eine reine Orientierung 
an vorgeblichen „Sachgrün-
den“ ist demzufolge über-
haupt nicht möglich. Ent-
scheidungen werden immer 
beeinflusst durch das Men-
schen- und Weltbild.
Die SPD vertritt seit 150 Jahren 
Werte, die noch heute bestens 
geeignet sind, eine solche Hal-
tung zu definieren. Auch in 
Hof. Freiheit, Gleichheit und 
Solidarität sind sozialdemo-
kratische Grundwerte, die – 
auch übersetzt in die Fragen 

des alltäglichen Miteinanders 
– unserer Stadt gut tun. 
Solidarität zum Beispiel. In 
Hof, wo immer mehr ältere 
Menschen leben, oft ohne 
Kinder vor Ort, die sich um 
sie kümmern - künftig noch 
mehr Leute mit ganz kleinen 
Renten  auskommen müs-
sen - über 4000 Personen von 
Sozial-Leistungen (nach SGB 
II) leben - jedes 6. Kind, ohne 

Abschluss die Schule verlässt 
- muss man prüfen, wie sich 
Entscheidungen des Stadtrats 
auf diese Personen auswirken. 
Oder auf Menschen mit Behin-
derungen.
Solidarität muss Maßstab 
sein für die Entscheidungen in 
unserem Rathaus! Das heißt 
für uns: Wir wollen aus un-
serer sozialdemokratischen 
Überzeugung heraus für Le-
bensqualität, Chancengerech-
tigkeit und Mitwirkung ein-
treten. 

„Solidarität muss Maß-
stab sein für die Ent-
scheidungen in un-
serem Rathaus.“

Für Hof wären das drei gute 
Leitziele. Sie bedeuten und be-
inhalten:

 Die Sicherung der öffentli-
chen Daseinsvorsorge: Nah-
verkehr, Wasser- und Ener-
gieversorgung sollen in Hand 
der Kommune bleiben. Sozi-
aldemokraten lehnen privat-
wirtschaftliches Engagement 
nicht ab, aber die öffentliche 
Verantwortung dafür muss ge-
sichert bleiben. Für mich sind 
Städte mehr als nur Stand-
orte privatisierter Ver- und 
Entsorgungskonzerne, kom-
merzialisierter Sport- und 
Freizeiteinrichtungen und sozi-
algewerblicher Einrichtungen. 

Die Chancengleichheit bei 
Bildung und Betreuung, so 
dass jedes Kind seine Fähigkei-

ten in seinem Leben voll entfal-
ten kann. Die Betreuung muss 
sich an den Bedürfnissen der 
Kinder und berufstätiger Eltern 
orientieren.

Eine soziale Stadt: Ziel sozi-
aldemokratischer Politik ist es, 
den sozialen Zusammenhalt in 
den Stadteilen zu verbessern. 
Eine Gesellschaft darf sich 
nicht mit Armut und Ausgren-
zung abfinden. 

Die Sicherung von Arbeit und 
Wirtschaft - das bedeutet für 
Sozialdemokraten, dass unsere 
Städte und Gemeinden in einer 
Zeit des Strukturwandels und 
internationalen Konkurrenz-
drucks immer noch in der Lage 
sein müssen, gute infrastruk-
turelle Voraussetzungen für  
Unternehmen, Handwerker 
und Dienstleister anzubieten. 

Ein Umsteuern in der Ener-
gieversorgung. Ich verstehe 
aktiven Klima- und Umwelt-
schutz, der nicht nur repariert, 
sondern vorsorgt und die Le-
bensgrundlagen bewahrt, 
als eine zentrale Aufgabe der 
Kommunalpolitik.

Einen gleichberechtigten Zu-
gang zur Kultur und zur kul-
turellen Bildung zu gewähr-
leisten. „Kultur für alle“ und 
„Kultur von allen“ gehören zu 
unserem Verständnis kommu-
naler Kulturpolitik. 

Die Stärkung der Bürgerde-
mokratie. Denn sozialdemo-
kratische Kommunalpolitik ist 
gelebte Demokratie. Sie lebt 
von der Mitwirkung und der 
Beteiligung aller Einwohner. 
Ihr Engagement ist notwendig 
und erwünscht. Parallel zum 
traditionellen Ehrenamt in Ver-
einen und Verbänden wächst 
das bürgerschaftliche Engage-
ment in nicht vereinsmäßig 
organisierten Gruppen und Ini-
tiativen. Wir wollen eine „Mit-
machdemokratie“ und dazu 
auch örtlich geeignete Platt-
formen schaffen.

Soweit zum inhaltlichen 
Ansatz sozialdemokratischer 
Kommunalpolitik.  Diese zen-
tralen Handlungsfelder zeigen 
gut, warum eine gute Politik 
für unsere Stadt Hof ein er-
kennbar sozialdemokratisches 
Profil braucht.

besser miteinander.
Hof braucht sozialde-
mokratische Kommu-
nalpolitik - jetzt
von Eva Döhla

Eva Döhla
Leiterin 
Kommuni-
kation und 
Marketing 
der Diakonie 
Hochfranken 
gGmbH 

stv. SPD-Kreis-
vorsitzende Hof-Stadt, Vorsitzen-
de des SPD Ortsvereins Hof-Mitte 
und Bezirkstagskandidatin

ROTE SPITZE
Dr. sg.
Sie wissen bestimmt, was ein Dr. med. ist, klar! Aber wissen Sie, was ein Dr. sg. ist?
Es ist der sogenannte Doktor schwarzgelb. Es handelt sich um Titel, die in einer 
schwarzgelben Doktorschmiede hergestellt werden. Deswegen „sg.“! Sie werden aller-
dings nicht aus solidem Material geschmiedet, sondern aus sehr dünnem Blech.
Nun glauben einige naive Zeitgenossen, hinter dieser Erkenntnis stecke eine ganz böse 
rot-grüne Verschwörung. Das ist aber nicht wahr. Es sind ganz normale Materialprü-
fer, die die Arbeiten überprüfen und dabei entdecken, dass das Blech ganz dünn ist.
Wie allerdings aus gewöhnlich sehr gut unterrichteten Kreisen gemeldet wird, werden 
schon seit einiger Zeit von der schwarzgelben Doktorschmiede hoch bezahlte Materi-
alprüfer eingesetzt, um endlich, endlich auch rotgrüne Doktortitel aus dünnem Blech 
zu finden.

Bisher ohne Erfolg. Dort wird offenbar solider gearbeitet!
CJ

zum 140. Gründungsjubiläum 
übersende ich Euch aus dem 
Willy-Brandt-Haus meine 
herzlichen Glückwünsche.

Jubiläen wie diese sind An-
lass zum Rückblick: Die SPD 
ist die älteste demokratische 
Partei Deutschlands. Seit 150 
Jahren kämpft die Sozialde-
mokratie für Freiheit, Ge-
rechtigkeit und Demokratie. 
In diesen Jahren war sie im-
mer Teil einer internationa-
len Freiheitsbewegung. Die 
Geschichte der Demokratie 
in Deutschland ist nicht von 
der Geschichte der Sozial-
demokratie zu trennen. Die 
Mitglieder der SPD - Frauen 
und Männer - haben Frei-
heitsrechte und Demokratie 
erstritten, das Frauenwahl-
recht erkämpft und sich jeder 
Diktatur widersetzt. Weitsi-
chtig und tapfer haben sich 
die Mitglieder der SPD dem 
Nationalsozialismus in den 
Weg gestellt. 
Diesen mutigen Einsatz ha-
ben viele Genossen und Ge-
nossinnen mit ihrem Leben 
bezahlt. Ihre Opfer für Frei-
heit und Demokratie sind uns 
dauerhafte Mahnung und 
Verpflichtung.

Auch heute gilt: Die SPD wird 
gebraucht. Die sozialdemo-
kratische Idee erreicht die 
Menschen seit 1863. Die Idee 
der Freiheit von Not und Un-
terdrückung. Aber auch die 
Idee der Freiheit, aus seinem 
Leben etwas machen zu kön-
nen. Die Idee, dass man nicht 
gebunden ist an Herkunft, 
Geschlecht oder Hautfarbe. 
Die Idee von einem offenen 
und freien Lebensweg, den 
jeder Mensch ohne Hürden 
beschreiten kann. Wir wis-
sen diese sozialdemokra-
tische Idee fest in der Mitte 
Deutschlands verankert. 

Ich weiss, was in den Orts-
vereinen und Unterbezirken 
jeden Tag geleistet wird. Für 
diese mühsame, ausdau-
ernde Arbeit danke ich Euch 

allen sehr herzlich. Sie ist 
ein großer Schatz für unsere 
Partei. 

Meine Bitte: Bringt Euch ein 
in die Arbeit der SPD. Für eine 
starke, selbstbewusste und 
erfolgreiche SPD brauchen 
wir Eure Ideen, Eure Erfah-
rung und Eure Kraft. Helft 
mit, die sozialdemokratische 
Idee jeden Tag mit Leben 
zu füllen und das Leben der 

Menschen besser zu machen.
2013 wird der Kreiverband 
140 Jahre alt. Feiert dies und 
arbeitet unverdrossen weiter 
für Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität. 

2013 wird die SPD 150 Jahre 
alt. In diesem Jahr findet 
auch eine Bundestagswahl 
statt. Ein Sieg der SPD bei der 
Bundestagswahl wäre ein 
Schritt zu mehr Gerechtigkeit 
und Zusammenhalt in un-
serem Land. 

Dafür wollen wir gemein-
samm arbeiten!

Mit einem herzlichen Gruß

Liebe Genossinnen und Genossen,

Sigmar Gabriel

Sigmar Gabriel zusammen mit Frank-Walter Steinmeier und der hochfrän-
kischen Bundestagsabgeordneten Petra Ernstberger auf der traditionellen 
Spargelfahrt des Seeheimer Kreises 
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Ein genehmigungsfähiger Haushalt
Das Ziel für die näch-
sten sechs Jahre
von Dr. Jürgen Adelt

In den letzten 10 Jahren hat-
te die Stadt Hof 7 Jahre lang 
keinen genehmigten Haus-

halt.
Dies bedeutet: Die Stadt Hof 
steht unter der Aufsicht der 
Regierung von Bayreuth. Alle 
Ausgaben, zu denen sie nicht 
rechtlich verpflichtet ist, oder 
die für die Weiterführung not-
wendiger Aufgaben unauf-
schiebbar sind, werden von der 
Regierung nicht genehmigt.

Das Haushaltsrecht und die 
Überwachung der Ausführung 
ist das höchste Recht der kom-
munalen Selbstverwaltung, 
nämlich des Stadtrates. Nach 
der Gemeindeordnung sollte 
das haushaltslose Jahr eine ab-
solute Ausnahme sein. Für Hof 
ist es jetzt seit Jahren die Regel 
und wird es auch für die näch-
sten 4 Jahre sein.

Sucht man nach den Ursachen 
der finanziellen Notlage der 
Stadt Hof, so wird man schnell 
fündig.

„Nach der Gemeinde-
ordnung sollte das haus-
haltslose Jahr eine ab-
solute Ausnahme sein. 
Für Hof ist es jetzt seit 
Jahren die Regel“

Die Stadt Hof hat im Vergleich 
zu Städten gleicher Größe un-
terdurchschnittliche Gewer-
besteuereinnahmen. Dies ist 
u.a. zurückzuführen auf den 
Strukturwandel von der Indus-
triestadt zur Dienstleistungs-
stadt. Des weiteren ist das 
Lohnniveau in unserer Stadt 
relativ niedrig, insbesonde-
re im Vergleich zu Südbayern, 
und damit sind die Anteile an 
der Einkommenssteuer deut-
lich niedriger. Gut bezahlte 
Arbeitsplätze, wie z.B. beim 
Zoll, der Post, bei den Banken, 
dem Bundesgrenzschutz, sind 
weggebrochen. Bis auf die 
teilweise Verlagerung des Lan-
desamtes für Umwelt und die 
Hochschule sind nur Arbeits-
plätze im Niedriglohnsektor 
in Logistik, Callcenter, etc. ge-
schaffen worden. Dazu kommt, 
dass die Stadt Hof einen Pend-
lerüberschuss von 8900 Per-
sonen hat, die in Hof arbeiten, 
ihre Einkommenssteuer aber 
außerhalb entrichten. Obwohl 
die Schlüsselzuweisungen ge-
stiegen sind können die Min-
dereinnahmen dadurch nicht 
ausgeglichen werden.

Auf der Ausgabenseite impo-
nieren die Steigerungen der 
Sozialleistungen, die Kosten 

für Personal, sowie der Zu-
schussbedarf für Theater, Frei-
heitshalle und Museum.

Um die Genehmigungsfähig-
keit des Haushalts zu erreichen 
ist es unbedingt notwendig, 
dass im Verwaltungshaushalt 
die Mindestzuführung zum 
Vermögenshaushalt erwirt-
schaftet wird. Dies ist grund-
sätzlich nur durch die Verbes-
serung auf der Einnahmenseite 
und einer Verringerung der 
Ausgaben zu erreichen. 
Auf der Einnahmenseite sind 
für die SPD-Fraktion Steuerer-
höhungen kein geeignetes 
Mittel. Auf der Ausgabens-
eite sind Einsparungen nach 
7 Jahren der haushaltslosen 
Zeit nicht mehr möglich. Jede 
weitere Einsparung führt zum 
Funktionsverlust der Stadtver-
waltung und vermindert damit 
die Lebensqualität der Stadt 
Hof. Weitere Einsparungen im 
Rahmen der haushaltslosen 
Zeit führen zu einem zuneh-
menden Substanzverlust und 
permanenten Verschleiß. Der 
Zustand unserer Straßen und 
vieler Gebäude der Stadt ge-
ben darüber ein beredtes 
Zeugnis.
Für die SPD-Fraktion ist die 
Entlastung bei den Ausgaben 
die Möglichkeit, einen geneh-
migungsfähigen Haushalt zu 
erreichen.
Der städtische Zuschuss für 
den Betrieb des Theaters Hof 
und der Symphoniker sowie 
der Musikschule beträgt der-
zeit 4,5 Mio.. Auch wenn sich 
der Freistaat jetzt zu einer Zu-
schusserhöhung um 500.000 
Euro verpflichtet hat, wäre 
es für die Zukunft absolut 

wichtig, den Zuschuss nicht 
festzuschreiben, sondern an 
die  Erhöhung der Lohnko-
sten zu binden. Im Gegenzug 
zu der Zuschusserhöhung der 
Regierung hat sich die Stadt 
verpflichten müssen, ihren Ei-
genanteil um 93000 Euro zu 
erhöhen. Auch das muss erst 
erwirtschaftet werden. 

„Bei neuen Investiti-
onen ist die Finanzier-
barkeit mittlerweilen 
zweitrangig. Entschei-
dend für die Stadt Hof 
sind die Folgekosten 
und deren Finanzier-
barkeit“

Des weiteren fordern wir eine 
Schuldendienstbeihilfe der 
bayerischen Staatsregierung, 
denn sonst wird es nie gelin-
gen den Abbau der jetzt 128 
Mio. € Schulden zu erreichen. 
Die Schulden sind aufgelaufen 
durch Leistungen, die die Stadt 
im Rahmen ihrer Aufgabe als 
Oberzentrum erbracht hat, 
sowie durch Investitionen, die 
die Grenzöffnung erforderlich 
gemacht haben. Der Abbau der 
Schulden ist dringend erfor-
derlich, denn in den nächsten 
4 Jahren wird der Schulden-
dienst auf 10,6 Mio. € anstei-
gen (Zins und Tilgung).

Eine weitere Maßnahme, die 
der Stadt Hof annähernd eine 
halbe Million einsparen wür-
de, wäre die Übergabe der Un-
terhaltslast der Bundesstraßen 
im Stadtgebiet an den Bund, 

als da wären Ernst-Reuter-Stra-
ße, Kulmbacher Str. und Schlei-
zer Str.. Denn nach dem Zensus 
im Jahr 2011 ist die Stadt Hof 
leider unter die 50000-Ein-
wohnergrenze gesunken.

Im weiteren muss grundsätz-
lich gefordert werden, dass die 
Kosten für die Jugendhilfe, die 
zuletzt im vierten Quartal 2012 
um 1 Mio. gestiegen sind und 
jetzt bei über 4 Mio. € liegen, 
vom Bund übernommen wer-
den. Diese Aufgabe liegt nicht 
im Zuständigkeitsbereich der 
Stadt Hof, sondern ist eine all-
gemeine gesellschaftliche Auf-
gabe und sollte deshalb von 
allen finanziert werden.

Auch bei der weiteren Prüfung 
der Einnahmemöglichkeiten 
sollte es für die Verwaltung 
keine Tabus geben.

Unbedingte Vorgabe für alle 
neuen Projekte ist die strikte 
Beachtung der Folgekosten 
und deren Finanzierbarkeit. So 
hat z.B. selbst der Betrieb der 
Dreifachturnhalle Jahnhalle, 
die absolut zwingend notwen-
dig ist, die Einstellung eines 
weiteren Mitarbeiters erfor-
derlich gemacht. Bei der Frei-
heitshalle, die erfreulicherwei-
se sehr gut angenommen wird 
und auf die wir alle stolz sind, 
sind die durchschnittlichen 
Folgekosten noch nicht abzu-
sehen. Auch da muss über eine 
Obergrenze gesprochen wer-
den, ggf. die Nutzergebühren 
entsprechend angepasst wer-
den. Bei neuen Investitionen 
ist die Finanzierbarkeit mitt-
lerweile zweitrangig. Entschei-
dend für die Stadt Hof sind die 

Folgekosten und deren Finan-
zierbarkeit. Leider gilt es ge-
nerell, dass neue Investitionen 
nur dann getätigt werden, 
wenn die Stadt Hof den höchst 
möglichen Fördersatz erreicht 
und sich Sponsoren finden, die 
den Anteil der Stadt Hof über-
nehmen, denn sonst kann in 
der haushaltslosen Zeit kein 
neues Projekt in Angriff ge-
nommen werden.
Ein klein wenig Spielraum ha-
ben wir bei Maßnahmen, die 
im Rahmen des Bauunterhalts 
durchgeführt werden, um da-
mit zumindest die energetische 
Sanierung voranzutreiben, die 
damit ihre Kosten refinanzie-
ren. Wenn das gelingt werden 
wir auch in den nächsten Jah-
ren Schritt für Schritt die Stadt 
Hof weiter voranbringen und 
für alle eine lebens- und lie-
benswerte Stadt bleiben.

Dr. Jürgen 
Adelt
Gynäkologe 

Vorsitzen-
der der 
SPD-Stadt-
ratsfraktion

by Uwe Schlick @pixelio.de

Auf den Punkt..
…städtische Zuschuss für den Be-
trieb des Theaters Hof und der 
Symphoniker, sowie der Musik-
schule beträgt derzeit 4,5 Mio

… jetzt 128 Mio. € Schulden

…in den nächsten 4 Jahren wird 
der Schuldendienst auf 10,6 Mio. 
€ ansteigen

…Kosten für die Jugendhilfe 2012 
bei über 4 Mio. €
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Der SPD Ortsverein Neuhof-Unterkotzau-Wölbattendorf
von Florian Strößner
„Wir sind wohl der Ortsver-
ein mit dem längsten Na-
men“, scherzt Vorsitzender 
Florian Strößner. Daher kür-
zen manche Mitglieder auch 
gern mal ab, wenn sie von 
ihrem Ortsverein sprechen. 
So heißt es eben auch schon 
mal die „Neihofer SPD“ oder 
ganz knapp SPD NUW. Mit 
über 60 Mitgliedern zählt er 
flächenmäßig neben dem 
OV Münster-Krötenbruck zu 
den größten Ortsvereinen im 
Kreisverband Hof-Stadt. 

Eng verbunden mit dem 
Neuhofer Ortsverein ist 
auch der Name seines 

Ehrenvorsitzenden, des 
Wahlhofers Dennis Bailey. 
Über viele Jahre führte dieser 
dessen Geschicke. 
Mit Busfahrten, Infoständen 
und stetigem Finger in die 
Wunde legen, eben guter 
politischer Arbeit, machte 
Dennis Bailey zusammen 
mit seinen Genossen die 
SPD in den nordwestlichen 
Stadtteilen Neuhof, Unter-
kotzau, Hofeck, Vogelherd, 
Wölbattendorf und an der 

Hohensaas bekannt. 
Bei Wahlen konnte man von 
Seiten des Kreisverbands 
stets auf den Ortsverein 
des Engländers bauen. Eine 
wahre rote Bastion waren die 
Stadtteile rund um die Neu-
hofer Spinnerei. 

Seit 2005 nun führt Florian 
Strößner nach Gabriele Rog-
ge die SPD in Neuhof. 
Seither blicken die Genos-
sen dort weiterhin auf er-
folgreiche politische Arbeit 

zurück. Gemeinsam mit 
Bürgern ist man hier stets 
im guten Dialog um zusam-
men Ziele zu erreichen und 
Probleme zu beheben. Mit 
Weihnachtsbusfahrten, die 
stets über hundert Bürger 
begeistern, ist man auch im 
vorpolitischen Raum ganz 
ohne Zwänge gut verankert. 

Nach den Neuwahlen in 
diesem Frühjahr gehen die 
Genossen nun eine neue 
Projektreihe an. 

Unter dem Motto „Bürger 
mit der SPD vor Ort“ erkun-
den die Sozialdemokraten 
wie der Name schon sagt 
mit interessierten Bürgern 
heimische mittelständische 
Betriebe, Projekte, Instituti-
onen und interessante Orte. 
„Wir wollen die Arbeit dieser 
Firmen und ihrer Mitarbeiter 
sowie Institutionen unter 
die Lupe nehmen und neue 
Eindrücke gewinnen.“, be-
schreibt Vorsitzender und 
Stadtrat Florian Strößner das 
Projekt. 
Erfolgreich hat man die Ver-
anstaltungsreihe mit einer 
interessanten Besichtigung 
der Brauerei Scherdel gestar-
tet. 

„Wir sind wohl der 
Ortsverein mit dem 
längsten Namen“

Erfolgreich auch ist die 
Arbeit der Stadträte des 
Ortsvereins. Seit Jahrzenten 
ist hier schon Rainer Kellner 
vertreten. Speziell im Bau-
ausschuss, aber auch in allen 

anderen Gremien, macht ihm 
hier so schnell keiner etwas 
vor. 
Seit der letzten Wahl im Jahr 
2008 ist er dort zusammen 
mit dem Vorsitzenden Flori-
an Strößner vertreten. 
Strößner ist seither jüngster 
Stadtrat in dieser Legislatur-
periode. 
Mit zahlreichen Anträgen 
an die Verwaltung und 
Oberbürgermeister greifen 
die Genossen Anregungen, 
Fragen und Probleme von 
Bürgern auf und arbeiten 
hier zielstrebig für ein besse-
res Hof.

Florian 
Strößner
Fachlehrer 

Stadtrat, stv. 
Kreisvorsit-
zender SPD 
Hof-Stadt, 
Vorsitzender 

des SPD Ortsvereins Hof-Neuhof/
Unterkotzau

Reges Interesse bei der Besichtigung der Brauerei Scherdel. Mit dabei ist  
u.a. der SPD-Landtagskandidat Klaus Adelt, (zweiter von links). 

Vom Leitbild einer part-
nerschaftlichen Gesell-
schaft von Männern und 

Frauen sind wir aber trotzdem 
noch weit entfernt und etliche 
Forderungen sind noch so ak-
tuell wie zur Zeit August Be-
bels und Klara Zetkin. Frauen 

sind schlechter bezahlt, Frauen 
arbeiten vorwiegend in prekär 
bezahlten Arbeitsverhältnis-
sen, Frauen sind seltener Che-
finnen und sie sitzen weniger 
in den Parlamenten.

Die derzeitige Bundesregie-
rung hat dagegen nichts ge-
tan. Außer Mogelpackungen 
und rückwärts gerichteter Po-
litik kommt nichts! Jede noch 
so winzige Verbesserung wird 
im Ansatz blockiert, wie ak-
tuell die EU-Initiative für eine 

europäische Frauenquote in 
Aufsichtsräten.

Die schwarz-gelbe Regierung 
hat nicht nur keine Ideen, es 
fehlt ihr auch am Willen, eine 

Moderne Frauenpolitik nur mit der SPD
Seit über 100 Jahren treten Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
für die Rechte der Frauen ein. Das Frauenwahlrecht, die Stärkung der 
Rechte für Mütter und die Chancengleichheit im Berufsleben waren und 
sind zentrale Forderungen sozialdemokratischer Politik.
von Marion Ühla-Mayer

Marion 
Ühla-Mayer 

Mitglied im 
SPD-Kreisvor-
stand, Vorsit-
zende der AsF 
Hof

moderne Frauenpolitik zu ge-
stalten. 

Mit dem Vorschlag der CDU, 
zum Familiensplitting wird Fa-
milien Sand in die Augen ge-
streut. Es ist sozial ungerecht, 
weil es nur Familien mit sehr 
hohem Einkommen nützt. 
Aktuell zahlen nur rund 50 
Prozent aller Haushalte Ein-
kommenssteuer. Alle diese 
Haushalte werden von dieser 
neuen „Wohltat“ nicht profi-
tieren. Wieder einmal zeigt die 
CDU, für wen sie Politik macht.
Das derzeitige Ehegattensplit-
ting macht für viele Frauen 
eine eigene Berufstätigkeit 
unattraktiv. Die SPD will das 
Ehegattensplitting reformie-
ren und es durch eine Indivi-
dualbesteuerung ersetzen, die 
aber gleichzeitig die gegen-
seitigen Unterhaltspflichten 
der Eheleute berücksichtigt. 
Das ist sozial gerecht und be-
rücksichtigt moderne Lebens-
formen.
Die Einführung des von CDU/
CSU gewollten Betreuungs-
geldes ist in den Augen der 
SPD ein Rückschritt und zielt 
darauf ab, Frauen vom Arbeits-
markt fern zu halten.

Altersarmut ist weiblich – das 
wollen wir bekämpfen. We-
sentliche Ursachen dafür sind 
Teilzeitarbeit und Minijobs, in 
denen  überproportional häu-
fig Frauen arbeiten. Die SPD 
will ein Rückkehrrecht auf Voll-
zeitarbeit, eine Reform der Mi-
nijobs und einen gesetzlichen 
Mindestlohn, damit jede und 
jeder seinen eigenen Lebens-
unterhalt verdienen und im 
Alter unabhängig leben kann. 
Dazu gehört natürlich der glei-
che Lohn für gleiche Arbeit, den 
hat schon August Bebel ange-
mahnt. Gerade in Deutsch-
land klafft einer der höchsten 
Lohnunterschiede zwischen 
Männern und Frauen. Deshalb 
fordert die SPD ein Entgelt-
gleichheitsgesetzt.

„Gleichstellung kommt 
nicht von selbst und sie 
braucht eine andere Po-
litik - und die geht nur 
mit der SPD!“

Wir wollen Frauen und Män-
ner an Führungspositionen in 
Politik, Wirtschaft und Wissen-
schaft paritätisch beteiligen.

Gleichstellung ist auch eine 
Grundvoraussetzung, jede Art 
von Gewalt gegen Frauen ein-
zudämmen. Aber solange wir 
das noch nicht geschafft ha-

ben, brauchen die Opfer einen 
Rechtsanspruch auf Schutz 
und Hilfe.

Um diesen Forderungen Nach-
druck zu verleihen gibt es die 
ASF, die Arbeitsgemeinschaft 
sozialdemokratischer Frauen 
in der SPD.

Die ASF vertritt die Interes-
sen von Frauen auf allen po-
litischen Ebenen und in der 
Gesellschaft. Wir sind An-
sprechpartnerinnen für alle 
Frauen und verstehen uns 
als Netzwerk von Frauen für 
Frauen – innerhalb und außer-
halb der SPD.

Alle interessierten Frauen – 
auch solche die nicht Mitglied 
der SPD sind -  sind herzlich 
eingeladen, dabei mitzuma-
chen. 
Ansprechpartnerin ist die Vor-
sitzende Marion Ühla-Mayer

Gleichstellung kommt nicht 
von selbst und sie braucht eine 
andere Politik - und die geht 
nur mit der SPD!

Mitglieder der Hofer AsF beim Besuch der Austellung “Mit Macht zur 
Wahl” - 100 Jahre Frauenwahlrecht in Europa 



Wohlstand und ein Sozialwesen 
sowie ein reichhaltiges Kultur- 
und Bildungswesen miteinan-
der verknüpft. 
Ab September möchte ich die-
se Erfahrungen und Kenntnisse 
zum Wohl von ganz Bayern ein-
setzen.

„Ich will, dass die Men-
schen in ihrer Heimat blei-
ben können, egal ob das 
jetzt München, Hof oder 
Helmbrechts ist“

Die CSU hingegen ist inzwischen 
nur noch damit beschäftigt, die 
Spuren ihres eigenen Regie-
rungshandelns zu verwischen. 
Den spektakulären Kehrtwen-
den beim Atomkurs, in der En-
ergiepolitik und bei der allge-
meinen Wehrpflicht folgte die 
Kehrtwende bei den Studien-
gebühren, die von der CSU im 
Alleingang eingeführt worden 
waren. 
Es gibt in Bayern durchaus eine 
Wechselstimmung – sonst wür-
de sich die CSU ja nicht perma-
nent gezwungen sehen, ihre 
Position zu wechseln. Unsere 
schöne Heimat hat eine bessere 
Regierung verdient, eine, die die 
Menschen in den Mittelpunkt 
stellt und nicht die Wünsche der 
Märkte und der Lobbyisten. 

Herzlichst, 
Christian Ude

Laut Aussage des Hofer 
Landrates Bernd Hering 
kann Hochfranken die En-

ergiegewinnerregion Num-
mer 1 in Bayern werden (FP 
2.10.2012).

Hierzu brauchen wir eine ge-
samtgesellschaftliche Diskus-
sion in der Region. Wo sehen 
wir uns als Region in der Zu-
kunft? 
Mit einem Anteil von 42% 
Strom, der aus erneuerbaren 
Energien erzeugt wird, liegt 
die Stadt und der Landkreis 
Hof in Bayern zur Zeit im Spit-
zenfeld der bayerischen Regi-
onen. 

Die Vergleichszahlen in 
Bayern mit 17,5% und in 
Deutschland mit 22% Anteil 
erneuerbarer Energien Strom 
belegen diese Position.

„Anlagen in Bürgerhand 
stellen im Zusammen-
spiel mit kommunalen 
Erzeugungsanlagen die 
beste Lösung dar“

Für die bayerische SPD ist 
die Energiewende der Ka-
talysator für die innovative 
Wertschöpfung in Indus-
trie, Handwerk und bei den 
Dienstleistungen. Unser Ziel 
ist 100 Prozent Öko-Strom bis 
2050. 

So haben wir bayerischen So-
zialdemokraten in unserem 
beschlossenen Wahlpro-
gramm „Wir bringen Bayern 
ins Gleichgewicht“ formu-
liert: 
„Für die Kommunen gilt es, 
die Energiewende selbst ak-
tiv zu gestalten und die En-
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Liebe Freundinnen und Freunde,
dieses Jahr feiert unsere po-
litische Heimat, die SPD, ihr 
150jähriges Bestehen. Im täg-
lichen Ringen für Freiheit und 
Solidarität waren fast von An-
fang an Sozialdemokraten aus 
Hof dabei.

Dieses Jahr gilt es aber auch 
zwei wichtige Richtungswahlen 
zu bestreiten und beide sind so 
spannend wie selten zuvor.
Gerade in Bayern. 
Wir haben die realistische Chan-
ce, die lähmende CSU-Dauer-
regierung zu beenden und den 
Freistaat sozialer und gerechter 
zu gestalten. 

„Ich werde es nicht zulas-
sen, dass ländlichere Ge-
biete durch Schulsterben, 
ärztliche Unterversorgung 
und Mangel an Arbeitsplät-
zen leiden“

Ein wichtiger Baustein dafür ist 
die Einführung eines gesetz-
lichen Mindestlohns. Alle hart 
arbeitenden Bayern sollen min-
destens so viel verdienen, dass 
sie ihren Lebensunterhalt selbst 
bestreiten können. 
Das ist zuallererst eine Frage der 
Menschenwürde – aber es ist 
auch eine Frage der wirtschaft-
lichen Vernunft. Wieso sollten 
die Steuerzahler die Gewinne 
von Unternehmern steigern, die 
ihre Beschäftigten mit Hunger-
löhnen abspeisen und diese so-
mit von der Sozialhilfe abhängig 
machen?

Unsere Heimat Bayern hat un-
bestreitbare Vorzüge, die wir 
bewahren wollen, aber sie ist 
leider kein Land im Gleichge-
wicht. Es muss mehr gesche-
hen, um die Bildungschancen 
gerechter zu verteilen, um 

Gerechtigkeit zwischen den 
Geschlechtern, zwischen den 
Generationen, zwischen den 
Einheimischen und den Zuge-
zogenen, zwischen Menschen 
ohne und mit Behinderungen 
durchzusetzen und um die Kluft 
zwischen expandierenden Städ-
ten und strukturschwachen 
Regionen wie beispielsweise 
Hochfranken zu überwinden. 
Ich werde es nicht zulassen, 

dass ländlichere Gebiete durch 
Schulsterben, ärztliche Unter-
versorgung und Mangel an Ar-
beitsplätzen leiden. Ich will, 
dass die Menschen in ihrer Hei-
mat bleiben können, egal ob das 
jetzt München, Hof oder Helm-
brechts ist. Es ist widersinnig, 
wenn Ballungsräume aus allen 
Nähten platzen und struktur-
schwache Gebiete unter Bevöl-
kerungsschwund leiden. 
Schon als Mieteranwalt in Mün-
chen habe ich dafür gekämpft, 
dass Menschen nicht unter wirt-
schaftlichen Zwängen aus ihrem 
angestammten Zuhause ver-
drängt werden. 
Als bayerischer Ministerpräsi-
dent werde ich dafür sorgen, 
dass der gesamte Freistaat Hei-
mat für die Menschen bleibt, die 
hier leben. 
In München habe ich 20 Jah-
re als Oberbürgermeister ge-
zeigt, wie man wirtschaftlichen 

ergieversorgung wieder als 
Teil der Daseinsvorsorge und 
damit als eigene Aufgabe zu 
begreifen. 

Zur Optimierung der Wert-
schöpfung ist es außerdem 
wichtig, das nicht nur Anla-
gen in der Region errichtet, 
sondern auch mit Kapital aus 
der Region betrieben werden.

Anlagen in Bürgerhand stel-
len im Zusammenspiel mit 
kommunalen Erzeugungsan-
lagen die beste Lösung dar. 
Dies steigert die Akzeptanz 
für den Ausbau erneuerbarer 
Energien ganz allgemein. 

Schließlich kommt es da-
rauf an, die in der Region er-
zeugte Energie auch direkt 
an Abnehmer aus der Region 
zu verkaufen und so regio-
nale Wirtschaftskreisläufe zu 
schaffen. 

Ziel muss es sein, den Um-
stieg auf erneuerbare Ener-
gien so zu gestalten, dass die 
Region davon optimal profi-
tiert. 

Dabei kommt den kommu-
nalen Stadtwerken eine ent-
scheidende Rolle zu. 
Wir werden die Kommunen 
bei der Rekommunalisierung 
unterstützen und europä-
ische Programme zur Steige-
rung der Energieeffizienz mit 
den Kommunen gemeinsam 
nutzen.“

„Ziel muss es sein, den 
Umstieg auf erneuer-
bare Energien so zu ge-
stalten, dass die Region 
davon optimal profi-
tiert“

Dies zeigt die zukünftigen 
Handlungsfelder in Hoch-
franken. 

Energiewende regional denken
Die Kommunen müs-
sen die Energiewende 
selbst aktiv gestalten

Ulrich Schar-
fenberg
selbstständiger 
Berufsbetreuer

Kreis- und Stadt-
rat, SPD-Unterbe-
zirksvorsitzender 

Hochfranken, Vorsitzender des SPD 
Ortsvereins Rehau und Bezirks-
tagskandidat, stv. Bezirksvorsit-

 GENAU!
UDE.

von Ulrich Scharfenberg

Trotz gutem Vorankommen 
bei der Energiewende im Be-
reich Stromversorgung ist 
bisher die Beteiligung der 
Kommunen, Gemeinden und 
Städte, der Stadtwerke, der 
kommunalen Versorgungs-

trukturen und der Bürge-
rInnen vor Ort zu kurz gekom-
men. 
Es ist unsere Aufgabe für die 
Zukunft, die Energiewende 
auf eine breite Basis zu stel-
len und mit einer echten 
BürgerInnenbeteiligung die 
Akzeptanz deutlich zu 
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Sie war damit eine der er-
sten Arbeitsgemeinschaf-
ten dieser Art in Bayern. 

Die Vorstandschaft setzte sich 
damals aus dem 1. Vorsitzen-
den Günter Merkel, den Stell-
vertretern Susanne Meister 
und Florian Strößner und dem 
Schriftführer Aytunc Kilincsoy 
zusammen.
Seit ihrer Gründung stand 
die Förderung des Rohstoffs 
Bildung im Mittelpunkt der 
Aktivitäten. Dies soll im Be-
reich der Kindertagesstätten 
durch Verstärkung der früh-
kindlichen Bildung unabhän-
gig vom Geldbeutel der Eltern 
und durch Sprachfördermaß-
nahmen  für Kinder aus Mi-
grantenfamilien und sozial 
benachteiligten Familien er-
folgen. Gefordert wird auch 
ein verpflichtendes kosten-
freies letztes Kindergarten-
jahr.

„Die Bildungssituation an 
bayerischen Schulen mit 
zu großen Klassen, zu we-
nig Lehrern, zu hoher Be-
lastung der Lehrkräfte und 
zu wenig Unterstützung der 
Schüler bei der Förderung 
standen weiterhin im Fokus 
der Aktivitäten der AG“

Im Schulbereich wird der Aus-
bau des Ganztagesschulbe-
triebs und der Sozialarbeit an 
Grund-, Mittel- und weiterfüh-
renden Schulen und die Ein-
stellung von mehr Lehrerinnen 
und Lehrern zur Senkung der 
Klassendurchschnittsschü-
lerzahlen und zur Steigerung 
der Unterrichtsqualität ange-
strebt. Auch die Einführung 
der Gemeinschaftsschule als 
Angebotsschule zur Sicherung 
von Schulstandorten auf dem 
flachen Land wird gefordert. 
Im Hochschulbereich setzt sich 
die AfB für genügend Studi-
enplätze und gut finanzierte 
Universitäten und Hochschu-
len ein. 

Für den außerschulischen Bil-
dungsbereich stehen die Sen-
kung der Quote der Schulab-
gänger ohne Abschluss durch 
gezielte Qualifizierungsmaß-
nahmen, die Einbeziehung der 
Familie beim Erwerb der deut-
schen Sprache als Vorausset-
zung für die Integration von 
Migranten, die Verwirklichung 

von gelungener Inklusion 
und die Stärkung der Bildung 
im ländlichen Raum auf der 
Agenda.
In den ersten zwei Jahren seit 
ihrer Gründung sprach sich die 
AG vor allem für den Ausbau 
der Ganztagesschulen in Hof in 
gebundener und offener Form 
aus. Auch der Einsatz für eine 
längere gemeinsame Schul-
zeit zum Abbau des Übertritt-
stresses an der Grundschule 
und die Forderung nach einem 
kostenlosen Mittagessen an 
allen Hofer Kindertagesstät-
ten und Schulen waren The-
men der AG.

Bei den turnusmäßigen Neu-
wahlen am 18.11.2010 rückte 
Hulya Wunderlich als stellver-
tretende Vorsitzende für Sus-
anne Meister nach, der übrige 
Vorstand blieb unverändert. 
Die nächsten zwei Jahre waren 
vom Bildungsdialog zur Ein-
führung der Gemeinschafts-
schule in Bayern und vor allem 
durch die Forderung nach mehr 
Geld für Bildung geprägt. Zu-
sammen mit dem „Verein zur 
Förderung der Schulen in Hof“ 
organisierte die AG das 1. Hofer 
Bildungsforum am 14.11.2011 
mit mehr als 250 Teilnehmern 
in der „Bürgergesellschaft“ in 
Hof, bei dem über 10500 Un-
terschriften von Bürgern aus 
der Region zur Verbesserung 
der schulischen Situation an 
SPD-Bildungsexperten Martin 
Güll übergeben wurden. Bei 
dieser Veranstaltung kritisier-
ten SPD-Landtagsabgeordnete 
Inge Aures und BLLV-Präsident 
Klaus Wenzel auch die Verset-
zung von gut ausgebildeten 
Lehrkräften nach Oberbayern. 
Die Bildungssituation an baye-
rischen Schulen mit zu großen 
Klassen, zu wenig Lehrern, zu 
hoher Belastung der Lehrkräf-
te und zu wenig Unterstüt-
zung der Schüler bei der För-
derung standen weiterhin im 
Fokus der Aktivitäten der AG. 
Daneben engagierte sich die 
AG bei der Gründung und dem 
Aufbau einer AfB Oberfranken. 
Die zweite Periode der Amts-
zeit der AfB Hof endete mit 
der Mitgliederversammlung 
am 11.10.2012, bei der Siglinde 
Waschke zur neuen 1. Vorsit-
zenden und Hulya Wunderlich 
und Florian Strößner zu stell-
vertretenden Vorsitzenden ge-
wählt wurden. 

Förderung des 
Rohstoffs Bildung
Am 1. Februar 2008 
gründete sich die Ar-
beitsgemeinschaft 
für Bildung (AfB) im 
SPD-Kreisverband Hof
von Günter Merkel

Günter 
Merkel 
Lehrer 

stv. Vorsit-
zender der 
SPD-Stadtrats-
fraktion

Weg von den ideo-
logiebefrachteten 
Bildungsdebatten 

zu gehen, weg von Worthül-
sen, die sich die Debattanten 
um die Ohren hauen, wobei 
die Situation der Bildungs-
einrichtungen vor Ort meist 
außer acht gelassen wird, 
hingegen die an Bildungs-
prozessen Beteiligten – Leh-
rer, Schüler, Eltern – ständig 
in Unsicherheit und Aufruhr 
versetzt werden.
„Aufstieg durch Bildung“ 
– diesen Titel trug 1963 (!) 
ein SPD-Kongress. Aufstieg 
aber, so der Bildungshistori-
ker Heinz-Elmar Tenoth, wird 
nicht zugeteilt, jeder muss 
ihn selbst bewältigen. Hier 
muss Bildungspolitik  anset-
zen: Die Schwächeren so för-
dern, sie so befähigen, dass 
möglichst viele aus eigener 
Leistung Hürden nehmen 
können. Dahinter steht der 
Anspruch, dass sich jeder – 
unabhängig von seiner Ab-
kunft und seinen finanziellen 
Möglichkeiten – durch Fleiß 
und Können eine gesicherte 
Position in der Gesellschaft 
erarbeiten kann.
Ständig neue Schultypen am 
Reißbrett entwickeln, Stan-
dards verschieben, an „Zeit-
stellschrauben“ drehen, das 
verunsichert alle Beteiligten. 
Die Politik kann Schule nicht 
als bloßen Schonraum sehen, 
der mit „Wunschzertifikaten“ 

in eine universale Wohlfühl-
gesellschaft führt. Schule 
muss junge Menschen beglei-
ten, sie auf das Leben vorbe-
reiten und Schule muss in der 
Lage sein, für gerechte Start-
bedingungen zu sorgen und 
Schwächere zu fördern.
Politische Forderungen er-
wachsen aus diesem Ansatz 
viele, denn vieles liegt im 
Schulalltag im Argen:

Personelle Aufstockungs-
maßnahmen, um die Sprach-
förderung von Benach-
tei-ligten zu forcieren

Lernstörungen, Lernbehin-
derungen einzelner Schüler 
bei der Lehrerzuteilungsbe-
rechnung höher anzusetzen, 
damit der Schulleiter vor Ort 
auch mehr Lehrer bekommt
Finanzielle Hilfen für Kom-
munen, deren Finanzdecken 
als Sachaufwandsträger eine 
latente Sparvorgabe erzwin-
gen, - Schulausstattungen in 
Hof sehen anders aus als in 
Starnberg

Flächendeckender Einsatz 
von Sozialpädagogen und 
Schulpsychologen, denn die 
gesellschaftlichen Probleme, 
die Lehrer neben dem Unter-
richten bewältigen müssen, 
steigen Jahr um Jahr an

Langfristiges Ansteuern 
einer Ganztagsbeschulung, 
die ein klares Konzept auf-
weist, das Schüler nicht nur 
beschult, sondern Angebote 
etwa zur sportlichen oder 
musischen Förderung bein-
haltet, eine Schule die das 
soziale Lernen befördert. Eine 
bloße Nachmittagsbetreu-
ung reicht hier nicht aus.

Die Hofer AfB möchte vor Ort 

„Aufstieg 
durch Bildung“
Die neugewählte 
AfB-Vorstandschaft 
möchte einen Neuan-
satz vor Ort wagen
von Siglinde Waschke

gehen, zu Einrichtungen und 
Menschen, die an Bildungs-
prozessen beteiligt sind. „AfB 
vor Ort“ beginnt mit den 
Kitas, der erste Termin bein-
haltet eine Besuch im Kin-
dergarten, wo man mit den 
Leuten vor Ort ins Gespräch 
kommen will, über Lehrplä-
ne, Förderprogramme, Per-
sonalschlüssel, Besoldung, 
Dinge, die die dort Tätigen 
bewegen. Eine Gesprächsrun-
de mit Grundschullehrern in 
Stammtischform soll sich an-
schließen.

„Hier muss Bildungs-
politik  ansetzen: Die 
Schwächeren so för-
dern, sie so befähigen, 
dass möglichst viele aus 
eigener Leistung Hür-
den nehmen können“

Die Hofer AfBler streben aber 
keine bloße Bestandsaufnah-
me im Nörgelton an, es sol-
len Probleme publik gemacht 
und politisch transportiert 
werden, damit Benachtei-
ligungen – sei es durch den 
Standort, durch Finanzen 
oder Herkunft behoben wer-
den. Postwendend in eine 
schöne heile Bildungswelt zu 
tauchen, ist nicht möglich, - 
doch Anstöße geben, durch 
die Schwächere gefördert 
werden, um ihr persönliches 
Potential auszuschöpfen, - 
das möchte die Hofer AfB 
künftig anpacken.

by Wilhelmine Wulff @ pixelio.de

Siglinde 
Waschke 
Lehrerin 

Mitglied im 
SPD-Kreisvor-
stand Hof-Stadt, 
Vorsitzende der 
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1. Was hat Sie dazu bewogen für den Landtag zu kandidieren?
Nach 23 Jahren als Selbitzer Bürgermeister und  der Ausübung vieler 
kommunalpolitischer Ämter ist es für mich Zeit neue Wege zu beschrei-
ten. Von Vorruhestand kann aber keine Rede sein. Deshalb will ich mich 
aufgrund meiner langjährigen und vielseitigen politischen Erfahrungen 
in München mit aller Kraft für unsere Region einsetzen. Das wurde aus 
meiner Sicht bisher nicht genügend getan.

2. Als potentieller Landtagsabgeordneter werden Sie die Interessen der 
Bürgerinnen und Bürger von Stadt- und Landkreis Hof vertreten. 
Wo liegen Ihrer Meinung nach die Stärken und Schwächen des Wahl-
kreises?
Da ist ganz klar die oftmals unterschätzte Lebensqualität zu nennen, 
die Naturlandschaft von Frankenwald und Fichtelgebirge, das bür-
gerschaftliche Engagement im öffentlichen und kirchlichen Bereich, 
in den Vereinen. Die Geradlinigkeit und Herzlichkeit der Menschen, 
aber auch die vielen kleinen mittelständischen Unternehmen, die 
sich als „hidden Champions“ auf den Weltmärkten bewähren. 
Unsere Region ist besser als ihr Ruf. Den Strukturwandel der ver-
gangenen zwanzig Jahre haben die Menschen hier alleine gemeistert 
– ohne nennenswerte Hilfe der CSU geführten Staatsregierung. 
Nichtsdestotrotz haben wir mit dessen Folgen und dem Nie-
dergang vormaliger Leitindustrien noch heute zu kämp-
fen: Zu wenig hochqualifizierte Arbeitsplätze und im 
Zuge dessen die Abwanderung unserer jungen Gene-
rationen,  Mängel im ÖPNV und im Schienenfernver-
kehr, schlechte Finanzausstattung der Kommunen.

3. Welche Schwerpunkte möchten 
Sie als künftiger Landtagsabge-
ordneter setzen bzw. was sind 
Ihre Ziele? 
An den genannten Stell-
schrauben – kommunale 
Finanzen, Strukturpoli-
tik im Rahmen des de-
mografischen Wandels, 
Arbeitsmarktpolitik gilt 
es zu drehen und darin 
sehe ich meine wich-
tigste Aufgabe, wenn ich 
gewählt werde. – Ich wer-
de die starke Stimme für 
den ländlichen Raum sein.

4. Wie groß sind Ihrer Ansicht 
nach die Chancen, dass die SPD ab 
Herbst 2013 mit Christian Ude den baye-
rischen Ministerpräsidenten stellt? Oder anders ge-
fragt: Warum sollte es sich überhaupt lohnen Sie und 
die SPD zu wählen?
Die SPD hat mit Christian Ude einen überzeugenden Spitzen-
kandidat, der als Oberbürgermeister von München gezeigt 
hat, dass ein Sozi regieren kann. Und wir haben mit unserem 
Regierungsprogramm überzeugende Antworten darauf, wie wir 
Bayern voran und ins Gleichgewicht bringen wollen. Die CSU ist 
dazu nicht mehr imstande. Sie ist nur noch mit sich und ihrem Filz 
beschäftigt. Ideen und Visionen hat sie dagegen keine. Mit dieser 

ADELT VERPFLICHTET?
Fünf Fragen an den SPD-Landtagskandidaten und 
langjährigen Selbitzer Bürgermeister Klaus Adelt

sich als Staatspartei gerierenden CSU wird Bayern 
seinen Vorsprung im Ländervergleich verlieren 
und deshalb wird diese Partei ab Oktober die Op-
positionsbänke drücken. 

5. Machen wir zum Schluss den Plasberg: Wie 
ich in Erfahrung bringen konnte, sind Sie ein 
großer Fan von Joe Cocker. Angenommen Sie 
hätten zwei Freikarten für ein Konzert. Wel-

chen Ihrer politischen Kontrahenten 
würden Sie mitnehmen? 

Ich würde meinen Kontra-
henten Alexander König mit-
nehmen, damit er sieht, dass 

manch altes Eisen noch zu 
Höchstleistungen fähig ist, 
wovon Jüngere nur träu-
men können.

Biographie: 
Klaus Adelt ist 1956 als drittes 

Kind  von Walter und Elisabeth Adelt 
geboren und in Selbitz aufgewachsen. Nach 

seinem Abitur, das er in Naila absolviert hat, stu-
dierte er in Bayreuth Wirtschaftswissenschaften und 

Geografie für Gymnasial-Lehramt. Von 1985 bis 1990 
war Adelt bei der VHS des Landkreises Hof in der Erwach-

senenbildung beschäftigt, bevor er 1990 zum Ersten Bür-
germeister von Selbitz gewählt wurde. 1996, 2002 und 2008 

wurde er wiedergewählt. Außerdem war Adelt von 1999 bis 
2008 Stellvertretender Landrat. 

Seitdem ist er Vizepräsident des Bayerischen Gemeindetags

Hobbys: Gärtnern, Eisenbahn, Reisen

Leibspeise: Stockfisch, was sonst.

Lebensmotto bzw. Lieblingszitat: „Wer kämpft 
kann verlieren, wer nicht kämpft hat schon 

verloren.“

Lieblingssong: Eric Clapton „Layla“
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Erst will es keiner sein, 
irgendwann dann aber 
alle möglichst lange: Se-

niorin oder Se nior. Über 30 
% der Hofer sind es, 60 Jahre 
und älter. Sie sind im Vergleich 
zu früheren Generatio nen 
aktiver und wollen eigen-
ständig und selbstbestimmt 
leben, die neue Genera tion 
der Aktiv-Senio ren. Mobilität 
ist dabei eine wichtige Grund-
lage für die ge sellschaftliche 
Teilhabe und Selbständigkeit, 
auch um die Bindungen im 
Familien- und Freundeskreis 
zu erhalten. 

60plus Hof, die Arbeitsge-
meinschaft der Aktiv-Seni-
oren der Hofer SPD, haben 
jetzt ein Konzept erarbeitet, 
wie Hemmnisse, die die Mo-
bilität von Seniorin nen und 
Senio ren behindern oder ein-
schränken, nachhaltig abge-
baut wer den können. 

Fazit: Der seniorenge rechte 
Verkehr muss barrierefrei, 
einfacher und vor allem si-
cherer werden, sowohl beim 
Fahrrad-, Fuß- und Autover-
kehr als auch bei Bus sen und 
Bah nen.
Klar ist den Hofern SPD-Se-
nioren, dass der notwendige 
Stadtumbau mindes tens ein 
Jahrzehnt dauern wird und 
nur Schritt für Schritt ange-
gangen werden kann. Aber 

schon jetzt muss jede neue 
Maß nahme im öffentlichen 
Raum darauf geprüft werden, 
ob sie seniorengerecht aus-
geführt wird. Dabei sollten 
ältere Menschen als Experten 
bei der Gestal tung der seni-
orengerechten Mobilität ge-
hört werden und mitwirken.

5 Anforderungen an 
eine seniorengerechte 
Mobilitätspolitik

Die Hofer 60plus – Senioren 
formulierten fünf Anforde-
rungen an eine seniorenge-
rechte Mobilitätspoli tik, die 
sie in Hof nach und nach um-
setzen wollen:

1. Wichtigste Vorausset-
zungen, um bis ins hohe 
Alter ei genständig am 

Seniorenmobilität im Fokus
60plus Hof - Die Seniorinnen und Senioren in der Hofer SPD
von  Dieter Darkow öffentli chen Leben teil haben 

können, sind dezentrale 
Strukturen mit kurzen We-
gen und die Barrierefreiheit 
im öff entlichen Raum. 

2. Der seniorengerechte Fuß-
verkehr zeichnet sich aus 
durch attraktive Fußwege-

netze, rutschsi chere und 
stolpersichere Wegebelä-
ge, Querungshilfen und 
ab ge senkte Bord steine an 
Straßenkreuzun gen, län-
gere Grünphasen für Fuß-
gän ger an Ampeln, kosten-
freie Verweilmöglich keiten 
(senioren gerechte Bänke) 
und öffentliche Toiletten. 

3. Elektro-Fahrräder helfen 
den Senioren, Mobilität mit 
altersgerechtem Fitness-Trai-
ning zu verbin den. So wird 
der Senioren-Radverkehr 

wachsen, be sonders bei der 
an spruchsvollen Topografie 
Hofs. Seniorengerecht sind 
gut lesbar aus ge schilderte 
Radver kehrs netze mit leicht 
befahrbaren Wegeober-

flächen sowie einfach zu-
gänglichen, be leuchteten 
Abstell möglichkeiten mit 
Ladestatio nen für Elek-
tro-Fahrräder. Attraktiv wäre 
auch ein E-Bike-Sharing-An-
gebot mit seni orengerechten 
Rädern.

Senioren-Kummerka-
sten

Alle Bürger können mithel-
fen, das berech tigte Anlie-
gen der älteren Mit bürger - 
aber auch der jungen Eltern 
mit Kin dern - nach Mobilität 
und Verkehrssicherheit mit 
gro ßem Nachdruck zu ge-
stalten. 

Hofer Bürgerinnen und Bür-
ger, die Anregungen, Wün-
sche oder Be schwerden zur 
Senioren mobilität in der 
Stadt haben, können diese 
formlos an 60plus Hof, die 
Senioren-Ar beitsgemein-
schaft der Ho fer SPD, wei-
tergeben (60plus@spd-hof.
de) oder direkt an Dieter 
Darkow
(Tele fon 860 96 53 – dieter@
darkow.de).

4. Insbesondere beim seni-
orengerechten Öffentlichen 
Verkehr muss grund sätzli ch 
eine Um stellung auf Barriere-
freiheit erfolgen - bei Bussen, 
Bahnen und Bahnhöfen. Wei-
ter erforderlich: umsteige-
freie Linien vom Haupt- über 
den Busbahnhof zur Altstadt 
und zur Ludwigstraße und 
weiter zum Theater und zur 
Freiheitshalle sowie zum 
Theresienstein und Friedhof, 
ausreichende Umsteigezei-
ten und der Ausbau des 
Bedarfsverkehrs (Anrufli-
nienbus ALB) in Randzeiten 
und bei Ver anstal tungen so-
wie wetterge schützte Warte-
möglichkeiten mit senioren-
gerechten Sitzplät zen.

5. Auch der Autoverkehr 
kann seniorengerechter ge-
staltet werden. Hier würden 
einfache und über sichtliche 
Verkehrsführungen und eine 
Entrümpelung des städ-
tischen Schilderwaldes hel-
fen. Att raktiv wäre auch ein 
Car-Sharing-Ange bot mit 
senioren gerechten Autos.

Hofer Senioren besuchen die Landesgartenschau 2012 in Bamberg

Dieter 
Darkow
Dipl.-Ingenieur

Mitglied im 
SPD-Kreisvor-
stand Hof-
Stadt.

27.06.2013 
SPD vor Ort

 
Betriebsbesichtigung des 

SPD-Ortsvereins Neuhof-Un-
terkotzau, 17:00 Uhr. Ort: 

Metzgerei Herpich, Leopold-
straße, Hof

Der SPD Ortsverein Neuhof- Unter-
kotzau lädt zu einer „SPD vor Ort“- 
Reihe an Betriebsbesichtigungen 

herzlich ein. 
Sehr gerne sind auch interessierte 
Bürgerinnen und Bürger willkom-

men, die Betriebe und Instituti-
onen im Ortsvereinsgebiet mit zu 

erkunden. 
Da die Teilnehmerzahl meist auf 

20- 25 Personen begrenzt ist, 
bitten wir um Voranmeldung bis 3 

Tage vor Veranstaltung. 

Diese kann bei Stadtrat und OV- 
Vorsitzendem Florian Strößner per 
E- Mail unter florian.stroessner(at)

spd- hof.de bzw.
 telefonisch 09281 /507839 vorge-

nommen werden.



Deshalb werden wir einige 
Steuern für diejenigen erhö-
hen, die sehr hohe Einkom-
men oder großen Kapital- 
und Vermögensbesitz haben.
Mit dem SPD-Finanzkonzept 
haben wir die Maßnahmen 
solide durchgerechnet. 
Mit den Steuermehreinnah-
men und dem Abbau von 
Subventionen schaffen wir 
einen Gestaltungsspielraum 
von bis zu 27 Milliarden Euro 
und werden das größte Inve-

stitionsprogramm seit den 
Ko n j u n k t u r p ro g ra m m e n 
2008/2009 anstoßen.

Einige Steuern für Einige zu er-
höhen bedeutet u.a. konkret: 
Erstens eine Erhöhung des 
Spitzensteuersatzes auf 49% 
für Einkommen ab 100.000 
Euro zu versteuerndem Ein-
kommen im Jahr für Einzel-
personen und 200.000 Euro 
für Verheiratete. 
Zweitens eine Erhöhung der 
Kapitalertragssteuer von 25% 
auf 32%. 
Und drittens werden wir 
durch eine Vermögenssteuer 
für Private starke Schultern 
mehr belasten als schwache. 

Es geht nicht um Omas Häus-
chen, es wird hohe Freibeträ-
ge geben, aber es geht um 
wirklich große Privatvermö-

gen. 
Betriebliche Vermögen wer-
den nicht belastet, damit 
Unternehmen ihre Investi-
tionstätigkeiten nicht ein-
schränken müssen. 
Und die größte Einzelsubven-
tion werden wir durch die 
Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns beenden. 
Mit der Einführung eines 
flächendeckenden Mindest-
lohns profitieren fünf Millio-
nen Menschen von höheren 
Löhnen. 

Es entstehen gesamtstaatlich 
Steuermehreinnahmen von 
knapp 3,3 Milliarden Euro im 
Jahr und Minderausgaben 
bei den Sozialtransfers für 
Aufstocker von 1,7 Milliarden 
Euro. 

„Mit der Einführung 
eines flächendeckenden 
Mindestlohns profitie-
ren fünf Millionen Men-

schen von höheren Löh-
nen“

Wir Sozialdemokraten stehen 
für eine gerechtere Besteue-
rung hoher Einkommen und 
Vermögen, um die staatli-
che Verschuldung zu senken, 
mehr in Bildung und Infra-
struktur investieren zu kön-
nen und die Kommunen zu 
stärken. 
Letztendlich profitieren wir 
alle davon, wenn wir un-
ser Land zukunftsfest ma-
chen und nicht die Substanz 
verkommen lassen, so wie 
Schwarz-Gelb es seit Jahren 
tut und auch weiterhin tun 
wird. 
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Bei den bevorstehenden 
Wahlen zum Deutschen 
Bundestag sind die 

Wählerinnen und Wähler auf-
gerufen, durch ihr Votum die 
Weichen in Richtung Zukunft 
zu stellen. Die SPD bietet da-
für ein klares Wahlprogramm 
mit konkreten Reformvor-
schlägen für unser Land. 

Wir sind davon überzeugt, 
dass Deutschland Investiti-
onen braucht: In Bildung, in 
die öffentliche Infrastruktur 
und in unsere Kommunen!

 Gute Bildung und Ausbil-
dung, sichere und funkti-
onsfähige Verkehrswege, 
Energieversorgung und Kom-
munikationsnetze und leben-
dige Städte und Gemeinden 
gehörten über Jahrzehnte zu 
den wichtigsten Vorausset-
zungen für den wirtschaft-
lichen Erfolg und den sozia-
len Zusammenhalt unseres 
Landes. 

Seitdem Schwarz-Gelb re-
giert, fehlt es an diesen In-
vestitionen und unser Land 
fährt die Grundlagen sei-
nes Erfolgs längst „auf Ver-
schleiß“. 
Vieler Orts sind die Folgen 
zu besichtigen: Fehlende 
Kinderbetreuungsmöglich-
keiten, marode Straßen und 
Brücken, Staus, Zugausfälle, 
fehlende Jugend- und Sport-
förderung, zusammenge-
kürzte Städtebauförderung, 
etc. etc.

„Die Aufgaben für das 
Gemeinwohl müssen 
in Deutschland wieder 
fair und gerecht verteilt 
werden“

Gleichzeitig muss Deutsch-
land seine Schulden verrin-
gern. 
Anders als die aktuelle Bun-
desregierung, die offensicht-
lich nicht mit Geld umgehen 
kann und die in Zeiten stei-
gender Steuereinnahmen, 
fallender Zinsen und sinken-
der Arbeitslosigkeit in nur 
vier Jahren 100 Milliarden 
Euro (!) Neuverschuldung 
produziert hat, wollen wir 
Sozialdemokraten die Schul-
denbremse der Verfassung 
ernst nehmen. 

Schuldenabbau auf der einen 
Seite und dringend benötigte 
Investitionen andererseits
zwingen zu Entscheidungen 
über eine nachhaltige Finanz-
politik. 
Um diese doppelte Aufgabe 
erfüllen zu können, braucht 

“Auf Verschleiß fahren“
Schwarz-Gelber Investitionsstau gefährdet 
wirtschaftlichen Erfolg Deutschlands

von Petra Ernstberger

Deutschland einen neuen La-
stenausgleich. 
Denn die soziale Balance bei 
den Finanzierungsaufgaben 
für das Gemeinwohl stimmt 
bereits heute nicht mehr: 
Während die reichsten 10% 
im Jahr 1970 lediglich 40% 
des Vermögens in Deutsch-
land besaßen, besitzen sie 
heute über 60%. 
Die Mittelschicht schrumpft, 
und die Reichen werden im-
mer reicher – das belegt 
selbst der Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesre-
gierung trotz schwarz-gelber 
Schönfärberei! 

„Die Mittelschicht 
schrumpft, und die 
Reichen werden immer 
reicher“

Wir sagen: Das muss sich wie-
der ändern. 
Die Aufgaben für das Gemein-
wohl müssen in Deutschland 
wieder fair und gerecht ver-
teilt werden. 

Mit MdB Anette Kramme und MdB Florian Pronold zu Besuch bei der Mittelschule in Arzberg 

Beim 675-jährigen Jubiläum der Stadt Lichtenberg

Beim Praxistag Pflege der SPD Oberkotzau im Lutherstift

Petra Ernstberger, Mitglied des 
Deutschen Bundestages, Parla-
mentarische Geschäftsführerin der 
SPD-Bundestagsfraktion
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Rätsel

2.6.2013 | SPD- Stand auf dem Hofer Umwelttag, 10:00 Uhr. Ort: Theresienstein, Hof
3.6.2013 | AG 60 Plus – Unterbezirksvorstandssitzung, 14:00 Uhr. Ort: PTSV- Heim, Ossecker Str. 52, Hof
9.6.2013 | Weißwurstfrühstück des SPD Ortsvereins Hof-Ost - 10:00 Uhr, Ort: Gaststätte Jägersruh (ehemals Züchterheim), Ostendstr. 3, Hof

12.6.2013 | AG 60 Plus – Brauereibesichtigung, 14:00 Uhr. Ort: Meinel Bräu
14.6.2013 | Rote Kinonacht zum 150 jährigen Geburtstag der SPD, 19:30 Uhr. Ort: Kunstkaufhaus Hof
15.6.2013 |  Wahlversammlung mit Klaus Adelt - Musikalische Untermalung durch Wolfgang Keiner, Best of Zedtwitz, Fernverkehr Zedtwitz, Beginn: 19:00 Uhr

20.6.2013 | AG 60 Plus Jahreshauptversammlung mit der Bundestagsabgeordneten Petra Ernstberger 14:00 Uhr. Ort: PTSV Heim

27.6.2013 | SPD vor Ort - Betriebsbesichtigung des SPD-Ortsvereins Neuhof-Unterkotzau, 17:00 Uhr. Ort: Metzgerei Herpich, Leopoldstraße, Hof

9.7.2013 | Mitgliederversammlung SPD- Ortsvereien Hof- Mitte, 19:30 Uhr. Ort: Meinels Bas, Hof
9.7.2013 | „Warten bis der Arzt geht?“ -  Strategien gegen den Ärztemangel auf dem Land. Diskussionsveranst. mit Klaus Adelt und der thüring. Gesundheitsministerin Heike Taubert, Trogen

17.7.2013 | AG 60 Plus - Besichtigung der Freiheitshalle mit Führung, 14:00 Uhr. Ort: Haupteingang Freiheitshalle Hof
26.7. – 4.8.2013 | Hofer Volksfest
14.8.2013 – 18.8.2013 | 60plus- Reise nach Brandenburg und Berlin - Anmeldung und Rückfragen an Rudolf Peterhänsel (Tel.: 09543/ 488 61)

14.8.2013 | AG 60 Plus - Grillfest bei „ELSA“ in Epplas, 14:00 Uhr. Ort: Treffen am Theaterparkplatz (Fahrgemeinschaft)
18.8.2013 | Sommerfest der SPD Hof- Ost, 14:00 Uhr. Ort: Gaststätte Jägersruh (ehemals Züchterheim), Ostendstr. 3, Hof

22.8.2013 | AG 60 Plus - Besichtigung Bäckerei Museum, 14:00 Uhr. Ort: Bäckerei Museum, Sophienstr. 34, Hof

Waagerecht
1) Kochgeschirr
4) pol.-soz. Umwälzung
7) Gründungsort SDAP
8) dt. Friedensnobelpreisträger
11) Pygmäenvolk
12) Gründer ADAV
13) Chorleiter
16) Wirtschafterin

Senkrecht
2) sozialdem. Errungenschaft
3) Liedermacher
6) pointieren
9) Advokatenstand
10) dt. Philosoph
14) asiat. Bevölkerungsgruppe,   
      hinterinds. Volksstamm
15) Füllwort im Redefluss


